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Pauschalstundensatzes; in der Satzung können für Fälle außergewöhnlicher Belastungen 

und für bestimmte Tätigkeiten, deren Ausmaß nicht voraussehbar ist, Ausnahmen 

zugelassen werden. 

 

(3) Die Ansprüche nach dieser Vorschrift sind nicht übertragbar. 

 

 

F ü n f t e r  T e i l  

Innere Kommunalverfassung 

 

E r s t e r  A b s c h n i t t  

Vertretung 

 

§ 45 

Rechtsstellung und Zusammensetzung 

 

(1) 1Die Vertretung ist das Hauptorgan der Kommune. 2Mitglieder der Vertretung sind die 

in diese gewählten Abgeordneten sowie kraft Amtes die Hauptverwaltungsbeamtin oder der 

Hauptverwaltungsbeamte. 3Die Abgeordneten tragen in den Gemeinden und 

Samtgemeinden die Bezeichnung Ratsfrau oder Ratsherr, in den Landkreisen die 

Bezeichnung Kreistagsabgeordnete oder Kreistagsabgeordneter und in der Region 

Hannover die Bezeichnung Regionsabgeordnete oder Regionsabgeordneter. 

 

(2) Schreibt dieses Gesetz für Wahlen, Abstimmungen oder Anträge eine bestimmte 

Mehrheit oder Minderheit vor, so ist die durch Gesetz oder durch Satzung geregelte Zahl der 

Mitglieder zugrunde zu legen, soweit in Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. 

 

§ 46 

Zahl der Abgeordneten 

 

(1) 1Die Zahl der Ratsfrauen oder Ratsherren beträgt in Gemeinden und 

Samtgemeinden 

mit bis zu  500 Einwohnerinnen und Einwohnern 6, 

mit        501 bis 1 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 8, 

mit     1 001 bis 2 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 10, 

mit     2 001 bis 3 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 12, 
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mit     3 001 bis 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 14, 

mit     5 001 bis 6 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 16, 

mit     6 001 bis 7 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 18, 

mit     7 001 bis 8 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 20, 

mit     8 001 bis 9 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 22, 

mit     9 001 bis 10 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 24, 

mit   10 001 bis 11 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 26, 

mit   11 001 bis 12 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 28, 

mit   12 001 bis 15 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 30, 

mit   15 001 bis 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 32, 

mit   20 001 bis 25 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 34, 

mit   25 001 bis 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 36, 

mit   30 001 bis 40 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 38, 

mit   40 001 bis 50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 40, 

mit   50 001 bis 75 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 42, 

mit  75 001 bis 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 44, 

mit 100 001 bis 125 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 46, 

mit 125 001 bis 150 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 48, 

mit 150 001 bis 175 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 50, 

mit 175 001 bis 200 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 52, 

mit 200 001 bis 250 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 54, 

mit 250 001 bis 300 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 56, 

mit 300 001 bis 350 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 58, 

mit 350 001 bis 400 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 60, 

mit 400 001 bis 500 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 62, 

mit 500 001 bis 600 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 64, 

mit mehr als 600 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 66. 

2In Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden erhöht sich diese Zahl jeweils um eins. 

 



– 31 – 

(2) Die Zahl der Kreistagsabgeordneten beträgt in Landkreisen 

mit bis zu  100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 42, 

mit 100 001 bis 125 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 46, 

mit 125 001 bis 150 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 50, 

mit 150 001 bis 175 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 54, 

mit 175 001 bis 200 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 58, 

mit 200 001 bis 250 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 62, 

mit 250 001 bis 300 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 64, 

mit 300 001 bis 350 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 66, 

mit 350 001 bis 400 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 68, 

mit mehr als 400 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 70. 

 

(3) Die Zahl der Regionsabgeordneten beträgt 84. 

 

(4) 1In Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 8 000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern sowie in Landkreisen und der Region Hannover kann die Zahl der für die 

nächste allgemeine Wahlperiode zu wählenden Abgeordneten um 2, 4 oder 6 verringert 

werden. 2Die Entscheidung ist bis spätestens 18 Monate vor dem Ende der laufenden 

Wahlperiode durch Satzung zu treffen. 3Die Zahl von 20 Abgeordneten darf nicht 

unterschritten werden.  

 

(5) 1Werden Gemeinden oder Landkreise vereinigt oder neu gebildet oder 

Samtgemeinden neu gebildet, zusammengeschlossen oder umgebildet, so kann die Zahl der 

zu wählenden Abgeordneten bis zum Ende der nächsten allgemeinen Wahlperiode um 2, 4 

oder 6 erhöht werden. 2Die Erhöhung ist bei Vereinigung oder Neubildung von Gemeinden 

oder Landkreisen durch übereinstimmende Satzungen der beteiligten Gemeinden oder 

Landkreise zu regeln; bei Neubildung, Zusammenschluss oder Umbildung von 

Samtgemeinden gelten § 100 Abs. 1 Satz 5, § 101 Abs. 1 Satz 3 und § 102 Abs. 1 Halbsatz 

2. 3Die Satzungen müssen vor der Verkündung des Gesetzes, das die Vereinigung oder 

Neubildung regelt, verkündet worden sein. 

 

(6) Beschlüsse nach Absatz 4 oder 5 bedürfen der Mehrheit der Mitglieder der 

Vertretung. 
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§ 47 

Wahl und Wahlperiode der Abgeordneten 

 

(1) 1Die Abgeordneten werden von den Bürgerinnen und Bürgern in allgemeiner, 

unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. 2Einzelheiten werden, soweit 

dieses Gesetz hierüber keine Vorschriften enthält, durch das Niedersächsische 

Kommunalwahlgesetz geregelt. 

 

(2) 1Die allgemeine Wahlperiode der Abgeordneten beträgt fünf Jahre. 2Die nächste 

Wahlperiode beginnt am 1. November 2011.  

 

§ 48 

Recht zur Wahl der Mitglieder der Vertretung 

 

(1) 1Zur Wahl der Abgeordneten und der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Haupt-

verwaltungsbeamten sind Personen berechtigt, die Deutsche im Sinne des Artikels 116 

Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland sind oder die Staatsange-

hörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen und am Wahltag 

1. mindestens 16 Jahre alt sind und 

2. seit mindestens drei Monaten in der Kommune den Wohnsitz haben. 

2Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Satz 1 Nr. 2 ist der Tag der Wohnsitz- oder 

Aufenthaltsnahme in die Frist einzubeziehen. 

 

(2) Vom Wahlrecht ausgeschlossen sind Personen,  

1. für die nicht nur durch einstweilige Anordnung eine Betreuerin oder ein Betreuer zur 

Besorgung  

a) aller ihrer Angelegenheiten oder  

b) aller ihrer Angelegenheiten mit Ausnahme der in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) bezeichneten Angelegenheiten  

bestellt ist, 

2. die durch Entscheidung eines Gerichts nach deutschem Recht kein Wahlrecht besitzen 

oder 

3. die sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 StGB in einem 

psychiatrischen Krankenhaus befinden. 
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§ 49 

Wählbarkeit 

 

(1) 1Zur Abgeordneten oder zum Abgeordneten sind Personen wählbar, die am Wahltag 

1. mindestens 18 Jahre alt sind, 

2. seit mindestens sechs Monaten im Gebiet der Kommune ihren Wohnsitz haben und 

3. Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 

Deutschland oder Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 

Union sind. 

2§ 28 Abs. 1 Sätze 2 bis 5 und § 48 Abs. 1 Satz 2 gelten entsprechend. 

 

(2) Nicht wählbar sind Personen, die 

1. nach § 48 Abs. 2 vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, 

2. durch Entscheidung eines Gerichts nach deutschem Recht nicht wählbar sind oder kein 

öffentliches Amt innehaben dürfen, 

3. als Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union nach dem 

Recht dieses Staates infolge einer zivilrechtlichen Einzelfallentscheidung oder einer 

strafrechtlichen Entscheidung nicht wählbar sind. 

 

§ 50 

Unvereinbarkeit 

 

(1) 1Abgeordnete einer Kommune dürfen nicht sein 

1. Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen im Dienst dieser Kommune,  

2. im Rat der Mitgliedsgemeinde einer Samtgemeinde: Beamtinnen und Beamte mit 

Dienstbezügen im Dienst der Samtgemeinde, 

3. im Rat oder Samtgemeinderat: die Landrätin oder der Landrat des Landkreises, dem die 

Gemeinde oder Samtgemeinde angehört, und deren oder dessen Stellvertreterinnen 

oder Stellvertreter nach § 81 Abs. 3 Sätze 1 und 3,  

4. im Rat einer regionsangehörigen Gemeinde: die Regionspräsidentin oder der 

Regionspräsident und deren oder dessen Stellvertreterinnen oder Stellvertreter nach § 

81 Abs. 3 Sätze 1 und 3,  

5. im Samtgemeinderat: Beamtinnen und Beamte mit Dienstbezügen im Dienst einer 

Mitgliedsgemeinde dieser Samtgemeinde, 
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6. im Kreistag oder in der Regionsversammlung: die hauptamtliche Bürgermeisterin oder 

der hauptamtliche Bürgermeister einer dem Landkreis oder der Region Hannover 

angehörenden Gemeinde oder Samtgemeinde und deren oder dessen 

Stellvertreterinnen oder Stellvertreter nach § 81 Abs. 3 Sätze 1 und 3,  

7. Beschäftigte, die unmittelbar Aufgaben der Kommunalaufsicht oder Fachaufsicht über 

diese Kommune wahrnehmen und hierbei befugt sind, Entscheidungen zu treffen, und 

8. Beschäftigte im Dienst einer Einrichtung, eines Unternehmens, einer kommunalen 

Anstalt, einer gemeinsamen kommunalen Anstalt oder einer anderen juristischen Person 

oder sonstigen Organisation des öffentlichen oder privaten Rechts, die einer 

Gesellschafterversammlung, einem Aufsichtsrat, einem Verwaltungsrat oder einem 

vergleichbaren Organ unmittelbar verantwortlich sind, wenn die Kommune in der 

jeweiligen Organisation über die Mehrheit der Anteile oder Stimmrechte verfügt. 

2Satz 1 Nr. 8 gilt entsprechend für die Vertreterinnen und Vertreter der dort bezeichneten 

Beschäftigten, denen die Vertretung nicht nur für den Verhinderungsfall übertragen wurde. 

 

(2) Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 5 ist auf hauptberufliche Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer, die nicht überwiegend körperliche Arbeit verrichten, entsprechend 

anzuwenden. 

 

(3) 1Wird eine Person gewählt, die nicht Abgeordnete sein darf, so kann sie die Wahl nur 

annehmen, wenn sie der Wahlleitung nachweist, dass sie die zur Beendigung des Beamten- 

oder Arbeitnehmerverhältnisses erforderliche Erklärung abgegeben hat. 2Weist sie dies vor 

Ablauf der Frist zur Annahme der Wahl nach dem Niedersächsischen Kommunalwahlgesetz 

nicht nach, so gilt die Wahl als abgelehnt. 3Die Beendigung des Beamten- oder Arbeit-

nehmerverhältnisses ist der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten 

spätestens vier Monate nach Annahme der Wahl nachzuweisen. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten 

entsprechend bei einem Nachrücken als Ersatzperson. 5Stellt die Wahlleitung nachträglich 

fest, dass eine Person die Wahl angenommen hat, obwohl sie nach den Absätzen 1 und 2 

nicht Abgeordnete sein darf, so scheidet sie einen Monat, nachdem ihr die Feststellung 

zugestellt worden ist, aus der Vertretung aus. 6Die Wahlleitung stellt den Verlust des Sitzes 

fest. 7Satz 5 gilt nicht, wenn die Person innerhalb der Monatsfrist nachweist, dass sie das 

Dienst- oder Arbeitsverhältnis beendet hat. 
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§ 51 

Sitzerwerb 

 
1Die Abgeordneten erwerben ihren Sitz in der Vertretung mit der Annahme der Wahl, 

frühestens jedoch mit dem Beginn der Wahlperiode. 2Bei einer nicht im gesamten 

Wahlgebiet durchgeführten Nachwahl oder bei einer Wiederholungswahl sowie beim 

Nachrücken als Ersatzperson beginnt die Mitgliedschaft frühestens mit der Feststellung nach 

§ 52 Abs. 2.  

 

§ 52 

Sitzverlust 

 

(1) 1Die Abgeordneten verlieren ihren Sitz in der Vertretung durch 

1. schriftliche Verzichtserklärung gegenüber der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 

Hauptverwaltungsbeamten, 

2. Verlust der Wählbarkeit oder durch nachträgliche Feststellung ihres Fehlens zur Zeit der 

Wahl, 

3. Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei nach Maßgabe des Absatzes 3, 

4. Berichtigung des Wahlergebnisses oder durch seine Neufeststellung aufgrund einer 

Nachwahl oder Wiederholungswahl nach Maßgabe des Niedersächsischen 

Kommunalwahlgesetzes, 

5. eine Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren, nach der die Wahl der Vertretung oder 

die Wahl der oder des Abgeordneten ungültig ist, 

6. Wegfall der Gründe für das Nachrücken als Ersatzperson, 

7. Ablauf der Frist gemäß § 50 Abs. 3 Satz 3 oder 5, wenn der nach diesen Vorschriften 

erforderliche Nachweis nicht geführt ist, oder 

8. Verwendung im Beamten- oder Arbeitnehmerverhältnis nach Annahme der Wahl, wenn 

die Mitgliedschaft in der Vertretung nach § 50 mit dem Amt oder Aufgabenkreis der 

Person unvereinbar ist und nicht innerhalb von vier Monaten nachgewiesen wird, dass 

das Dienst- oder Arbeitnehmerverhältnis beendet ist. 

2Die Verzichtserklärung nach Satz 1 Nr. 1 darf nicht in elektronischer Form abgegeben und 

nicht widerrufen werden. 
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(2) Die Vertretung stellt zu Beginn der nächsten Sitzung fest, ob eine der 

Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 und 6 bis 8 vorliegt; der oder dem 

Betroffenen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

(3) 1Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das 

Bundesverfassungsgericht gemäß Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes für die 

Bundesrepublik Deutschland für verfassungswidrig erklärt, so verlieren diejenigen 

Abgeordneten ihren Sitz, die aufgrund eines Wahlvorschlags dieser Partei oder 

Teilorganisation gewählt worden sind. 2Dies gilt auch für diejenigen Abgeordneten, die dieser 

Partei oder Teilorganisation zum Zeitpunkt der Verkündung der Entscheidung angehört 

haben. 

 

§ 53 

Ruhen der Mitgliedschaft in der Vertretung 

 
1Wird gegen Abgeordnete der Vertretung wegen eines Verbrechens die öffentliche Klage 

erhoben, so ruht ihre Mitgliedschaft in der Vertretung bis zur rechtskräftigen Entscheidung. 
2Die oder der Abgeordnete der Vertretung ist verpflichtet, der Hauptverwaltungsbeamtin oder 

dem Hauptverwaltungsbeamten unverzüglich mitzuteilen, dass Klage erhoben wurde.  

 

§ 54 

Rechtsstellung der Mitglieder der Vertretung 

 

(1) 1Die Mitglieder der Vertretung üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze nach ihrer 

freien, nur durch Rücksicht auf das öffentliche Wohl geleiteten Überzeugung aus. 2Sie sind 

nicht an Verpflichtungen gebunden, durch die die Freiheit ihrer Entschließung als Mitglieder 

der Vertretung beschränkt wird.  

 

(2) 1Niemand darf gehindert werden, das Amt eines Mitglieds der Vertretung zu 

übernehmen und auszuüben. 2Es ist unzulässig, Abgeordnete wegen ihrer Mitgliedschaft aus 

einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis zu entlassen oder ihnen zu kündigen. 3Den 

Abgeordneten ist die für ihre Tätigkeit notwendige freie Zeit zu gewähren. 4Ihnen ist darüber 

hinaus in jeder Wahlperiode bis zu fünf Arbeitstage Urlaub zu gewähren, damit sie an 

Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen können, die im Zusammenhang mit dem Amt der 

oder des Abgeordneten stehen. 5Für die Zeit dieses Urlaubs haben die Abgeordneten gegen 

die Kommune Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls bis zu einem 

durch Satzung festzulegenden Höchstbetrag. 6Sind die Abgeordneten einer Gemeinde 
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zugleich auch Abgeordnete einer Samtgemeinde, eines Landkreises oder der Region 

Hannover, so entsteht der Anspruch auf Urlaub nach Satz 4 in jeder Wahlperiode nur einmal. 

 

(3) Die Vorschriften der §§ 40, 41, 42 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 sowie des § 43 sind auf 

die Abgeordneten anzuwenden. 

 

(4) Verletzen Abgeordnete vorsätzlich oder grob fahrlässig ihre Pflichten, verstoßen sie 

insbesondere gegen die ihnen in den §§ 40 bis 42 auferlegten Verpflichtungen, so haben sie 

der Kommune den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 

 

§ 55 

Entschädigung der Abgeordneten 

 

(1) 1Die Abgeordneten haben Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung nach 

Maßgabe des § 44 Abs. 1 und 3. 2Selbständig Tätigen kann der Nachweis des 

Verdienstausfalls erleichtert werden. 3Die Entschädigung kann nach Maßgabe einer Satzung 

ganz oder teilweise pauschal gewährt und dabei ganz oder teilweise als Sitzungsgeld 

gezahlt sowie für besondere Funktionen erhöht werden; sie muss angemessen sein.  

 

(2) 1Das für Inneres zuständige Ministerium beruft jeweils vor dem Ende einer 

allgemeinen Wahlperiode sachverständige Personen in eine Kommission, die bis zum 

Beginn der neuen Wahlperiode Empfehlungen zur Ausgestaltung und Höhe der 

Entschädigung nach Absatz 1 gibt. 2Die Empfehlungen sind von dem für Inneres zuständigen 

Ministerium zu veröffentlichen. 3Die Mitglieder der Kommission haben Anspruch auf Ersatz 

ihrer Auslagen und des Verdienstausfalls nach Maßgabe der Abschnitte 2 und 5 des 

Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes. 

 

§ 56 

Antragsrecht, Auskunftsrecht 

 
1Jedes Mitglied der Vertretung hat das Recht, in der Vertretung und in den 

Ausschüssen, denen es angehört, Anträge zu stellen; die Unterstützung durch andere 

Mitglieder der Vertretung ist dazu nicht erforderlich. 2Zur eigenen Unterrichtung kann jede 

oder jeder Abgeordnete von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 

Hauptverwaltungsbeamten Auskünfte in allen Angelegenheiten der Kommune verlangen; 

dies gilt nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung unterliegen (§ 6 Abs. 3 Satz 1).  
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§ 57 

Fraktionen und Gruppen 

 

(1) Zwei oder mehr Abgeordnete können sich zu einer Fraktion oder Gruppe 

zusammenschließen. 

 

(2) 1Fraktionen und Gruppen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung in 

der Vertretung, im Hauptausschuss und in den Ausschüssen mit. 2Ihre innere Ordnung muss 

demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen. 

 

(3) 1Die Kommune kann den Fraktionen und Gruppen Zuwendungen zu den Sach- und 

Personalkosten für die Geschäftsführung gewähren; zu diesen Kosten zählen auch die 

Aufwendungen der Fraktionen oder Gruppen aus einer öffentlichen Darstellung ihrer 

Auffassungen in den Angelegenheiten der Kommune. 2Die Verwendung der Zuwendungen 

ist in einfacher Form nachzuweisen. 

 

(4) Soweit personenbezogene Daten an die Abgeordneten oder an Mitglieder eines 

Stadtbezirksrates oder Ortsrates übermittelt werden dürfen, ist es zulässig, diese Daten auch 

an von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zur 

Verschwiegenheit verpflichtete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen und Gruppen 

zu übermitteln. 

 

(5) Einzelheiten über die Bildung der Fraktionen und Gruppen sowie über deren Rechte 

und Pflichten regelt die Geschäftsordnung. 

 

§ 58 

Zuständigkeit der Vertretung 

 

(1) Die Vertretung beschließt ausschließlich über 

 1. die grundlegenden Ziele der Entwicklung der Kommune, 

 2. Richtlinien, nach denen die Verwaltung geführt werden soll, 

 3. den Namen, eine Bezeichnung, das Wappen, die Flagge und das Dienstsiegel der 

Kommune, 

 4. Gebietsänderungen und den Abschluss von Gebietsänderungsverträgen, 

 5. Satzungen und Verordnungen, 

 6. die Verleihung und Entziehung von Ehrenbezeichnungen, 
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 7. die Erhebung öffentlicher Abgaben (Gebühren, Beiträge und Steuern) und Umlagen, 

 8. die Festlegung allgemeiner privatrechtlicher Entgelte, es sei denn, dass deren jährliches 

Aufkommen einen in der Hauptsatzung festgesetzten Betrag voraussichtlich nicht über-

steigt, 

 9. die Haushaltssatzung, das Haushaltssicherungskonzept, über- und außerplanmäßige 

Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungen nach Maßgabe der §§ 117 und 119 

sowie über das Investitionsprogramm, 

10. den Jahresabschluss, den konsolidierten Gesamtabschluss, die Zuführung zu 

Überschussrücklagen (§ 123 Abs. 1 Satz 1) und die Entlastung der Hauptverwaltungs-

beamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten, 

11. die Errichtung, Gründung, Übernahme, wesentliche Erweiterung, teilweise oder voll-

ständige Veräußerung, Aufhebung oder Auflösung von Unternehmen, von kommunalen 

Anstalten und von Einrichtungen im Rahmen des Wirtschaftsrechts, insbesondere von 

Eigenbetrieben, von Gesellschaften und von anderen Vereinigungen in einer Rechtsform 

des privaten Rechts, sowie über die Wirtschaftsführung von Einrichtungen als Eigen-

betriebe oder als selbständige Einrichtungen im Sinne von § 139, 

12. die Beteiligung an Gesellschaften und anderen Vereinigungen in einer Rechtsform des 

privaten Rechts sowie die Änderung der Beteiligungsverhältnisse,  

13. die Verpachtung von Unternehmen und Einrichtungen der Kommune oder solchen, an 

denen die Kommune beteiligt ist, die Übertragung der Betriebsführung dieser Unter-

nehmen und Einrichtungen auf Dritte sowie den Abschluss von sonstigen Rechts-

geschäften im Sinne von § 148, 

14. die Verfügung über Vermögen der Kommune, insbesondere Schenkungen und Dar-

lehen, die Veräußerung oder Belastung von Grundstücken und die Veräußerung von 

Anteilen an einem Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, ausgenommen 

Rechtsgeschäfte, deren Vermögenswert eine von der Hauptsatzung bestimmte Höhe 

nicht übersteigt, 

15. Richtlinien für die Aufnahme von Krediten (§ 120 Abs. 1 Satz 2), 

16. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen, die Bestellung 

von Sicherheiten für Dritte sowie diejenigen Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten 

Verpflichtungen oder der Aufnahme von Krediten wirtschaftlich gleichstehen, es sei 

denn, dass das Rechtsgeschäft einen in der Hauptsatzung bestimmten Betrag nicht 

übersteigt, oder zu den Rechtsgeschäften der laufenden Verwaltung gehört, 
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17. die Mitgliedschaft in kommunalen Zusammenschlüssen, die Änderung der 

Beteiligungsverhältnisse an gemeinsamen kommunalen Anstalten und den Abschluss 

von Zweckvereinbarungen, wenn die Zweckvereinbarungen Aufgabenübertragungen 

zum Inhalt haben, 

18. die Errichtung, Zusammenlegung und Aufhebung von Stiftungen, die Änderung des 

Stiftungszwecks sowie die Verwendung des Stiftungsvermögens, es sei denn, dass das 

von der Entscheidung betroffene Stiftungsvermögen einen in der Hauptsatzung 

bestimmten Betrag nicht übersteigt, 

19. die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetzliche Verpflichtung besteht, und 

20. Verträge der Kommune mit Mitgliedern der Vertretung, sonstigen Mitgliedern von 

Ausschüssen, von Stadtbezirksräten und von Ortsräten oder mit der 

Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten, es sei denn, dass es 

sich um Verträge aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der 

laufenden Verwaltung, deren Vermögenswert einen in der Hauptsatzung bestimmten 

Betrag nicht übersteigt, handelt. 

 

(2) 1Der Rat ist über Absatz 1 hinaus ausschließlich zuständig für  

1. die Benennung von Gemeindeteilen, Straßen und Plätzen, es sei denn, dass die 

Straßen und Plätze ausschließlich in einer Ortschaft, für die ein Ortsrat gewählt wurde, 

oder in einem Stadtbezirk gelegen sind, 

2. die abschließende Entscheidung über die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und 

Aufhebung von Bauleitplänen, 

3. die Verleihung und Entziehung des Ehrenbürgerrechts und 

4. die Umwandlung von Gemeindegliedervermögen in freies Gemeindevermögen sowie die 

Veränderung der Nutzungsrechte an Gemeindegliedervermögen. 

2In Samtgemeinden ist für die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 

Flächennutzungsplänen der Samtgemeinderat zuständig. 

 

(3) 1Die Vertretung beschließt über Angelegenheiten, für die der Hauptausschuss, ein 

Ausschuss nach § 76 Abs. 3, der Betriebsausschuss oder nach § 85 Abs. 1 Nr. 7 die 

Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte zuständig ist, wenn sie sich im 

Einzelfall die Beschlussfassung vorbehalten hat. 2In der Hauptsatzung kann sich die 

Vertretung die Beschlussfassung auch für bestimmte Gruppen solcher Angelegenheiten 

vorbehalten. 3Die Vertretung kann über die in Satz 1 genannten Angelegenheiten ferner 
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dann beschließen, wenn sie ihr vom Hauptausschuss oder einem Ausschuss nach § 76 

Abs. 3 zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 

 

(4) 1Die Vertretung überwacht die Durchführung ihrer Beschlüsse sowie den sonstigen 

Ablauf der Verwaltungsangelegenheiten. 2Sie kann zu diesem Zweck vom Hauptausschuss 

und von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten die erforder-

lichen Auskünfte verlangen. 3Wenn ein Viertel der Mitglieder der Vertretung oder eine 

Fraktion oder Gruppe dies verlangt, ist einzelnen Abgeordneten Einsicht in die Akten zu 

gewähren. 4Diese Rechte gelten nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung 

unterliegen (§ 6 Abs. 3 Satz 1). 

 

(5) Die Vertretung kann Befugnisse, die ihr nach Absatz 4 zustehen, auf den 

Hauptausschuss übertragen. 

 

§ 59 

Einberufung der Vertretung 

 

(1) 1Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte lädt die 

Abgeordneten unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich oder durch ein elektronisches 

Dokument. 2Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung.  

 

(2) 1Die erste Sitzung findet innerhalb eines Monats nach Beginn der Wahlperiode statt; 

zu ihr kann bereits vor Beginn der Wahlperiode geladen werden. 2Die Ladungsfrist für die 

erste Sitzung beträgt eine Woche. 3Danach wird die Vertretung einberufen, sooft es die 

Geschäftslage erfordert. 3Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte 

hat die Vertretung unverzüglich einzuberufen, wenn 

1. ein Drittel der Mitglieder der Vertretung oder der Hauptausschuss dies unter Angabe des 

Beratungsgegenstands verlangt oder 

2. die letzte Sitzung der Vertretung länger als drei Monate zurückliegt und eine 

Abgeordnete oder ein Abgeordneter die Einberufung unter Angabe des 

Beratungsgegenstands verlangt. 

 

(3) 1Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte stellt die 

Tagesordnung im Benehmen mit der oder dem Vorsitzenden der Vertretung auf; die oder der 

Vorsitzende kann verlangen, dass die Tagesordnung um einen Beratungsgegenstand 

ergänzt wird. 2Die Tagesordnung für die erste Sitzung in der Wahlperiode stellt die 

Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte allein auf. 3Die oder der 



– 42 – 

Vorsitzende vertritt die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten bei 

der Einberufung der Vertretung einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung. 4Stellt die 

oder der Vorsitzende die Tagesordnung auf, so ist das Benehmen mit der allgemeinen 

Stellvertreterin oder dem allgemeinen Stellvertreter der Hauptverwaltungsbeamtin oder des 

Hauptverwaltungsbeamten herzustellen; diese oder dieser kann verlangen, dass ein 

bestimmter Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung gesetzt wird. 5In dringenden Fällen 

kann die Tagesordnung zu Sitzungsbeginn durch Beschluss erweitert werden; dafür ist eine 

Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Vertretung erforderlich. 

 

(4) 1Wird die Vertretung nach dem Beginn der neuen Wahlperiode zu ihrer ersten 

Sitzung einberufen, so wird die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte 

bei dieser Einberufung einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung durch die bisherige 

Vorsitzende oder den bisherigen Vorsitzenden der Vertretung vertreten. 2Absatz 3 Satz 4 ist 

entsprechend anzuwenden. 

 

(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Vertretung sind ortsüblich bekannt zu 

machen, es sei denn, dass die Vertretung zu einer nicht öffentlichen Sitzung einberufen wird.  

 

§ 60 

Verpflichtung der Abgeordneten 

 
1Zu Beginn der ersten Sitzung nach der Wahl werden die Abgeordneten von der 

Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten förmlich verpflichtet, ihre 

Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen unparteiisch wahrzunehmen und die Gesetze 

zu beachten. 2Ist keine Hauptverwaltungsbeamtin und kein Hauptverwaltungsbeamter im 

Amt, so wird die Verpflichtung von der oder dem ältesten anwesenden und hierzu bereiten 

Abgeordneten vorgenommen. 

 

§ 61 

Wahl der oder des Vorsitzenden 

 

(1) 1Nach der Verpflichtung der Abgeordneten wählt die Vertretung in ihrer ersten 

Sitzung aus der Mitte der Abgeordneten ihre Vorsitzende oder ihren Vorsitzenden für die 

Dauer der Wahlperiode. 2Die Wahl wird von dem ältesten anwesenden und hierzu bereiten 

Mitglied geleitet; dieses zieht in den Fällen des § 67 Satz 6 auch das Los. 3Die Vertretung 

beschließt ferner über die Stellvertretung der oder des Vorsitzenden.  
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(2) Die oder der Vorsitzende kann durch Beschluss der Mehrheit der Mitglieder der 

Vertretung abberufen werden. 

 

§ 62 

Einwohnerfragestunde, Anhörung 

 

(1) Die Vertretung kann bei öffentlichen Sitzungen Einwohnerinnen und Einwohnern 

ermöglichen, Fragen zu Beratungsgegenständen und anderen Angelegenheiten der 

Kommune zu stellen.  

 

(2) Die Vertretung kann beschließen, anwesende Sachverständige und anwesende 

Einwohnerinnen und Einwohner einschließlich der nach § 41 von der Mitwirkung 

ausgeschlossenen Personen zum Gegenstand der Beratung zu hören. 

 

(3) Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung. 

 

§ 63 

Ordnung in den Sitzungen 

 

(1) Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und schließt die 

Sitzungen, sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung und übt das Hausrecht aus. 

 

(2) 1Die oder der Vorsitzende kann ein Mitglied der Vertretung bei ungebührlichem oder 

wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung ausschließen. 2Auf Antrag des 

ausgeschlossenen Mitglieds stellt die Vertretung in ihrer nächsten Sitzung fest, ob der 

Ausschluss berechtigt war. 

 

(3) 1Die Vertretung kann ein Mitglied, das sich schuldhaft grob ungebührlich verhält oder 

schuldhaft wiederholt gegen Anordnungen verstößt, die zur Aufrechterhaltung der Ordnung 

erlassen wurden, mit der Mehrheit ihrer Mitglieder von der Mitarbeit in der Vertretung und 

ihren Ausschüssen ausschließen. 2Der Ausschluss kann nur auf bestimmte Zeit, höchstens 

jedoch für sechs Monate, erfolgen. 

 

§ 64 

Öffentlichkeit der Sitzungen 
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1Die Sitzungen der Vertretung sind öffentlich, soweit nicht das öffentliche Wohl oder 

berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. 2Über einen 

Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher Sitzung beraten und 

entschieden; wenn keine Beratung erforderlich ist, kann in öffentlicher Sitzung entschieden 

werden. 

 

§ 65 

Beschlussfähigkeit 

 

(1) 1Die Vertretung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einberufung die 

Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist oder wenn alle Mitglieder anwesend sind und keines 

eine Verletzung der Vorschriften über die Einberufung der Vertretung rügt. 2Die oder der 

Vorsitzende stellt zu Beginn der Sitzung fest, ob die Vertretung beschlussfähig ist. 3Die 

Vertretung gilt, auch wenn sich die Zahl der anwesenden Mitglieder der Vertretung im Laufe 

der Sitzung verringert, so lange als beschlussfähig, wie die Beschlussfähigkeit nicht 

angezweifelt wird.  

 

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit der Vertretung zurückgestellt 

worden und wird die Vertretung zur Verhandlung über den gleichen Gegenstand zum 

zweiten Mal einberufen, so ist sie dann ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 

Mitglieder beschlussfähig, wenn darauf in der Ladung zur zweiten Sitzung ausdrücklich 

hingewiesen worden ist. 

 

(3) Besteht bei mehr als der Hälfte der Mitglieder der Vertretung ein gesetzlicher Grund, 

der ihre Mitwirkung ausschließt, so ist die Vertretung ohne Rücksicht auf die Zahl der 

anwesenden Mitglieder beschlussfähig; ihre Beschlüsse bedürfen in diesem Fall der 

Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

§ 66 

Abstimmung 

 

(1) 1Beschlüsse werden mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen 

gefasst, soweit durch Gesetz oder in Angelegenheiten des Verfahrens durch die 

Geschäftsordnung nichts anderes bestimmt ist. 2Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag 

abgelehnt. 
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(2) Es wird offen abgestimmt, soweit in der Geschäftsordnung nichts anderes geregelt 

ist.  

 

§ 67 

Wahlen 

 
1Gewählt wird schriftlich; steht nur eine Person zur Wahl, wird durch Zuruf oder 

Handzeichen gewählt, wenn dem niemand widerspricht. 2Auf Verlangen eines Mitglieds der 

Vertretung ist geheim zu wählen. 3Gewählt ist die Person, für die die Mehrheit der Mitglieder 

der Vertretung gestimmt hat. 4Wird dieses Ergebnis im ersten Wahlgang nicht erreicht, so 

findet ein zweiter Wahlgang statt. 5Im zweiten Wahlgang ist die Person gewählt, die die 

meisten Stimmen erhalten hat. 6Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, so 

entscheidet das Los. 7Das Los zieht die oder der Vorsitzende der Vertretung. 

 

§ 68 

Protokoll 

 
1Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Vertretung ist ein Protokoll zu 

fertigen. 2Abstimmungs- und Wahlergebnisse sind festzuhalten. 3Jedes Mitglied der 

Vertretung kann verlangen, dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; dies 

gilt nicht für geheime Abstimmungen. 4Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung. 

 

§ 69 

Geschäftsordnung 

 
1Die Vertretung gibt sich eine Geschäftsordnung. 2Diese soll insbesondere Bestimmun-

gen über die Aufrechterhaltung der Ordnung, die Ladung und das Abstimmungsverfahren 

enthalten. 

 

§ 70 

Auflösung der Vertretung 

 

(1) 1Ist mehr als die Hälfte der Sitze unbesetzt, so ist die Vertretung aufgelöst. 2Die 

Kommunalaufsichtsbehörde stellt die Auflösung fest. 

 

(2) Die Landesregierung kann die Vertretung auflösen, wenn diese dauernd 

beschlussunfähig ist, obwohl mehr als die Hälfte der Sitze besetzt ist, oder wenn eine 
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ordnungsgemäße Erledigung der Aufgaben der Kommune auf andere Weise nicht gesichert 

werden kann. 

 

(3) 1Wird die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte bei einem 

von der Vertretung nach § 82 eingeleiteten Abwahlverfahren von den Bürgerinnen und 

Bürgern nicht abgewählt, so kann sich die Vertretung selbst auflösen. 2Für den Beschluss ist 

eine Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder der Vertretung erforderlich. 

 

(4) 1Die Wahlperiode der neu gewählten Abgeordneten beginnt mit dem Tag der 

Neuwahl und endet mit dem Ablauf der allgemeinen Wahlperiode (§ 47). 2Findet die Neuwahl 

innerhalb von zwei Jahren vor dem Ablauf der allgemeinen Wahlperiode statt, so endet die 

Wahlperiode mit dem Ablauf der nächsten allgemeinen Wahlperiode. 

 

 

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  

Ausschüsse der Vertretung 

 

§ 71 

Ausschüsse der Vertretung 

 

(1) Die Vertretung kann aus der Mitte der Abgeordneten beratende Ausschüsse bilden. 

 

(2) 1Die Vertretung legt die Zahl der Sitze in den Ausschüssen fest. 2Die Sitze eines 

jeden Ausschusses werden entsprechend dem Verhältnis der Mitgliederzahl der einzelnen 

Fraktionen oder Gruppen zur Mitgliederzahl aller Fraktionen und Gruppen verteilt. 3Dabei 

erhält jede Fraktion oder Gruppe zunächst so viele Sitze, wie sich für sie ganze Zahlen 

ergeben. 4Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der Reihenfolge der höchsten 

Zahlenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 2 ergeben, auf die Fraktionen und 

Gruppen zu verteilen. 5Bei gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet das Los. 6Das Los zieht 

die oder der Vorsitzende der Vertretung. 7Die Fraktionen und Gruppen benennen die 

Mitglieder der Ausschüsse. 

 

(3) 1Gehören einer Fraktion oder Gruppe mehr als die Hälfte der Abgeordneten an, so 

stehen ihr mehr als die Hälfte der im Ausschuss insgesamt zu vergebenden Sitze zu. 2Ist 

dies nach Absatz 2 Sätze 2 bis 6 nicht gewährleistet, so sind die nach Zahlenbruchteilen zu 

vergebenden Sitze abweichend von Absatz 2 Sätze 4 bis 6 zu verteilen. 3In diesem Fall wird 


